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288 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXIV. GP 

 

Bericht 
des Finanzausschusses 

über den Antrag 696/A der Abgeordneten Lutz Weinzinger, Kolleginnen und Kollegen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bankwesengesetz - BWG geändert wird 

Die Abgeordneten Lutz Weinzinger, Kolleginnen und Kollegen haben den gegenständlichen Initiativan-
trag am 17. Juni 2009 im Nationalrat eingebracht und wie folgt begründet: 
„Die wirtschaftliche Situation hat sich global, in Europa und in Österreich im Jahr 2009 massiv ver-
schlechtert. Ausgehend von der „Sub-Prime-Krise“ in den USA ab dem Sommer 2007 macht sich der 
Einbruch der Wirtschaftslage nunmehr auch in Österreich bemerkbar. 
Im Bankwesengesetz soll als vertrauensbildende Maßnahme im Lichte der derzeitigen Situation der un-
begrenzte Haftungsrahmen für private Sparguthaben nicht mit Ende 2009 auslaufen sondern bis 2010 
verlängert werden. 
In § 93 Abs. 3 ist die unbegrenzte Einlagensicherung für natürliche Personen geregelt.  
Die Ausdehnung der unbegrenzten Einlagensicherung für Private dient der Stärkung des schwer in Mit-
leidenschaft gezogenen Vertrauens der Bevölkerung in das österreichische Finanzsystem einerseits und 
dem individuellen Schutz der Sparer andererseits.“ 
 
Der Finanzausschuss hat den gegenständlichen Initiativantrag in seiner Sitzung am 30. Juni 2009 in Ver-
handlung genommen. An der Debatte beteiligten sich im Anschluss an die Ausführungen des Berichter-
statters Lutz Weinzinger die Abgeordneten Dr. Christoph Matznetter und Dr. Martin Bartenstein. 
Bei der Abstimmung fand der gegenständliche Initiativantrag nicht die Zustimmung der Ausschussmehr-
heit. 
 
Als Berichterstatterin für das Plenum wurde Abgeordnete Gabriele Tamandl gewählt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Finanzausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle die-
sen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Wien, 2009 06 30 

 Gabriele Tamandl Dkfm. Dr. Günter Stummvoll 
 Berichterstatterin Obmann 


